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Deutschlandticket - Bericht 
 

 

Sachverhalt: 

 

Zum 01.05.2023 ist die Einführung des bundesweit gültigen Deutschlandtickets zunächst 

zum Verkaufspreis von monatlich 49 Euro vorgesehen.  

 

Mit Schreiben des Bayerischen Staatsministers für Wohnen, Bau und Verkehr Christian 

Bernreiter wurde den kreisfreien Städten und Landkreisen mitgeteilt, dass diese für die 

rechtliche Umsetzung der Einführung des Deutschlandtickets in ihrem Gebiet zuständig 

sind und dies über den Erlass einer allgemeinen Vorschrift (bzw. ggf. durch Änderung 

bestehender öffentlicher Dienstleistungsaufträge) geregelt werden muss.  

 

Auf Ebene von Bund und Länder werden aktuell die Musterrichtlinie (Bund) sowie die 

Richtlinie zur Umsetzung und Finanzierung des Tickets in Bayern (Land) vorbereitet. Es 

ist zum jetzigen Stand nicht klar, ab wann diese den Aufgabenträgern für den ÖPNV zur 

Verfügung stehen werden.  

 

Die Richtlinie zur Umsetzung und Finanzierung in Bayern wird maßgeblich sein für die 

Gestaltung der vor Ort anzuwendenden rechtlichen Grundlage zur Umsetzung. Hierfür 

wird voraussichtlich eine Allgemeine Vorschrift (bzw. für die KVB die Anpassung des 

öDAs) erforderlich sein, welche das Deutschlandticket als sog. „Höchsttarif“ vorgibt und 

als Allgemeinverfügung erlassen werden kann. In Verbindung mit den Regelungen der 

Allgemeinen Vorschrift werden die vom Freistaat gewährten Mittel zum Ausgleich der 

Mindereinnahmen an die Verkehrsunternehmen weitergeleitet.  

 

Mangels notwendiger rechtlicher Informationen und Rahmenbedingungen zur Umsetzung 

kann zum jetzigen Zeitpunkt diese Allgemeine Vorschrift bzw. die Änderung des 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags mit der KVB noch nicht erarbeitet werden. Die 

Umsetzung wird nach Vorliegen der notwendigen Information verwaltungsseitig 

vorgenommen. Hiermit wird gewährleistet, dass die notwendigen rechtlichen Verhältnisse 

für das Deutschlandticket rechtzeitig hergestellt werden können.  

 

 

Der Bericht dient zur Kenntnis.  

 

 
 

 

 

 


	Datum
	Beratungsfolge
	FLD_VONAME
	Beschluß
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

